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Pressestimmen

Bittere Wahrheit

nach dem Anti-Spionage-Gesetz von
1917 anklagen. Ein Gesetz, das auch
die Todesstrafe vorsieht.

Wiesbadener Kurier
Bei genauerer Betrachtung bleibt die

beunruhigende, bittere Wahrheit be-
stehen, dass Regierung und Justiz der
USA den „Verrat“ als das eigentlich
Verabscheuungswürdige betrachtet
haben, nicht die Verbrechen, die durch
Mannings „Whistleblowing“ öffent-
lich wurden. Mag sein, dass Obama
dieses Missverhältnis ein wenig korri-
gieren wollte. Doch die Begnadigung
setzt nur ein individuelles Zeichen.

Kölner Stadt-Anzeiger

Die Begnadigung der US-Whistle-
blowerin Chelsea Manning ist The-
ma der folgenden Kommentaraus-
züge:

Menschen wie Manning und
Snowden sind keine Verräter, sie sind
Helden. Obama hat nichts zu ihrem
Schutz unternommen. Alleine bis zum
Jahr 2011 ließ er fünf Whistleblower

Auf der Suche nach der Fälschung
Fehlende Stempel, andere Schriftart oder Drucktechnik: der komplizierte Job der Bamf-Detektive

Von unserer Mitarbeiterin
Catherine Simon

Nürnberg. Wie von Geisterhand er-
scheint auf dem Computerbildschirm
eine silbrig leuchtende Handschrift auf
dunklem Grund. Dabei war das grüne
Originaldokument auf den ersten Blick
unbeschriftet. „Alte Eintragungen da-
rauf wurden chemisch entfernt“, erklärt
Carsten Lein. „Das ist ein wenig wie bei
einem Tintenkiller, wie man ihn in der
Schule benutzt.“ Erst grünes Licht mit
einer bestimmten Wellenlänge hat die
Buchstaben auf der russischen Geburts-
urkunde wieder sichtbar gemacht. Der
38 Jahre alte Lein ist einer der Doku-
menten-Experten des Bundesamtes für

Migration und Flüchtlinge (Bamf) in
Nürnberg. Ihr Job ist es, gefälschte
Dokumente von Flüchtlingen von echten
zu unterscheiden.

Asylbewerber legen aus den unter-
schiedlichsten Gründen falsche Papiere
vor – etwa wenn sie wegen des unbefris-
teten Wehrdienstes aus Eritrea fliehen,
der laut der Menschenrechtsorganisa-
tion Amnesty International staatlicher
Zwangsarbeit gleichkommt. „Sie brau-
chen dann gefälschte Pässe, um über-
haupt aus dem Land zu kommen“, er-
klärt Lein. Meist teilten die Menschen
das den Bamf-Mitarbeitern dann auch
mit. Andere ändern nur das Geburts-
datum, weil sie sich als minderjährig
ausgeben wollen. Und wieder andere
nutzen gefälschte Papiere, um sich als
Syrer auszugeben – denn Asylanträge
aus diesem Land haben meist Erfolg.

Zu den fünf Sachverständigen, drei
Anwärtern auf diesen Job sowie neun
weiteren Kollegen im Urkundenlabor
des Bamf kommen vor allem die schwie-
rigen Fälle. Denn schon in jeder Außen-
stelle des Bundesamtes gibt es geschulte
Mitarbeiter, die Dokumente prüfen – im
vergangenen Jahr waren das rund
392 000. Sie benutzen dafür Mikroskope
und einen Beleuchtungskasten, in dem
die Papiere etwa von unten durchleuch-
tet oder mit UV-Licht bestrahlt werden.
Bestimmte Fasern leuchten dann hell.
Auch ein Pass-Scanner samt Prüfsoft-
ware, wie ihn auch Beamte an Flughäfen

haben, steht den Bamf-Mitarbeitern zur
Verfügung. Fällt ihnen etwas Verdächti-
ges an einem Pass auf – etwa ein Stempel,
von dem ein Teil nicht mehr sichtbar ist,
oder Schrift, die von Fälschern nicht gut
genug entfernt wurde – schicken sie das
Dokument nach Nürnberg. Dort steht
zusätzlich zu Mikroskopen und Beleuch-
tungskästen ein sogenannter Video-
Spektral-Komparator. Und der wird oft
gebraucht. „Denn vieles ist mit dem
bloßen Auge nicht sichtbar“, sagt Lein.

Das russische Blanko-Dokument hatte
ein Verbindungsbeamter des Bamf auf
dem Schwarzmarkt in der Ukraine er-
worben. Die Kollegen in Nürnberg
nutzen es nun zu Schulungszwecken.
Ein Fälscher brauche schon ein wenig
Übung, um Schrift so unsichtbar zu
machen, sagt Lein. „Wenn anschließend
etwas darüber geschrieben wurde, sieht

man mit Hilfe des Komparators die
doppelte Eintragung.“

Flüchtlinge legen dem Bamf alle mög-
lichen Papiere vor – Identitätsnachweise
wie Reisepässe oder Geburtsurkunden,
Registerauszüge, Dienstausweise von
Behörden oder auch Religionsbescheini-
gungen. Damit wollen sie einen Glau-
benswechsel beweisen, aufgrund dessen
sie in ihrem Land verfolgt wurden. Doch
es ist die Minderheit, die überhaupt
Dokumente dabei hat. Nur etwa 40 Pro-
zent der Flüchtlinge legen nach Bamf-
Schätzung irgendeine Art von Papier
vor. Eine genaue Statistik führt die Be-
hörde bislang nicht. Die Sachverständi-
gen schauen sich die Dokumente immer
komplett an und prüfen sie – sofern vor-
handen – an Vergleichsmaterial. Dabei
achten sie besonders auf die unter-
schiedlichen Sicherheitsmerkmale. Da-

für steht ihnen eine Datenbank mit Do-
kumenten aus aller Welt zur Verfügung.

Im vergangenen Jahr hat die Nürnber-
ger Abteilung 99 000 Dokumente unter-
sucht. Bei rund sechs Prozent wurden
mutmaßliche Fälschungen festgestellt.
Solche Fälle werden dem Asyl-Ent-
scheider mitgeteilt, der Ausländerbe-
hörde und seit Oktober 2016 auch der
Polizei. Bei sicherheitsrelevanten Fra-
gen wird zudem das BKA informiert.
Auch durch den Austausch mit anderen
Flüchtlingsbehörden haben sich die
Bamf-Experten inzwischen ein einzig-
artiges Fachwissen aufgebaut. Lein gibt
dennoch zu: „In wenigen Fällen kann
die Echtheit eines Dokumentes nicht
zweifelsfrei und gerichtsfest bestätigt
werden.“ Dann ist vor allem der Ent-
scheider gefragt, die Wahrheit heraus-
zufinden.

AUF DETAILS KOMMT ES AN: Oft nur anhand von Kleinigkeiten können die Urkundensachverständigen vom Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge echte von gefälschten Pässen unterscheiden. Foto: dpa

„Vieles ist mit dem
bloßen Auge nicht sichtbar“

„Holocaust
nicht vergessen“

Berlin (AFP). Zum 75. Jahrestag der
berüchtigten Wannseekonferenz haben
Bundesregierung und Zentralrat der
Juden in Deutschland davor gewarnt,
den Holocaust zu vergessen oder zu re-
lativieren. „Die Wannseekonferenz führt
uns drastisch vor Augen, was passieren
kann, wenn die Menschenwürde nichts
mehr zählt“, erklärte Zentralrats-
präsident Josef Schuster in Berlin. Da-
ran zu erinnern, sei „wichtiger denn je“.

Kulturstaatsministerin Monika Grüt-
ters (CDU) bezeichnete es als „unerträg-
lich und widerlich“, dass „neue politi-
sche Kräfte in unserem Land“ gerade
den so sensiblen Bereich der Erinne-
rungskultur für ihre politischen Zwecke
missbrauchten. Thüringens AfD-Chef
Björn Höcke hatte bei einem Auftritt in
Dresden offensichtlich in Anspielung
auf das zentrale Holocaustmahnmal in
Berlin von einem „Denkmal der Schan-
de“ gesprochen. Die Äußerungen sorg-
ten für Empörung. „Die AfD muss end-
lich vom Verfassungsschutz beobachtet
werden“, verlangte SPD-Chef Sigmar
Gabriel. Der Rechtsstaat dürfe sich
nicht auf der Nase herumtanzen lassen.

75. Jahrestag
der Wannseekonferenz

Gegenwind in Davos
Brexit-Kurs von May stößt auf heftigen Widerstand

Davos (dpa). Die britische Premier-
ministerin Theresa May hat beim Welt-
wirtschaftsforum starken Gegenwind
für ihren harten Brexit-Kurs bekom-
men. „Das Wirtschaftswachstum des
Vereinigten Königreichs wird schwer
dadurch getroffen werden, dass es den
größten Markt der Welt verlässt“, sagte
der niederländische Ministerpräsident
Mark Rutte gestern in Davos.

Der ehemalige EU-Parlamentschef
Martin Schulz verwies auf die demo-
grafische Entwicklung, um die Bedeu-
tung der Union deutlich zu machen.
Die EU werde schon bald weniger als
fünf Prozent der Weltbevölkerung
stellen. „Wie kann ein einzelnes Land

in Europa das überleben?“ Der SPD-
Politiker forderte die EU-Mitglieder
auf, den europäischen Gedanken zu
verteidigen.

May kündigte an, Großbritannien
wolle nach dem Brexit eine weltweite
Vorreiterrolle für wirtschaftliche und
soziale Veränderungen übernehmen.
Das Vereinigte Königreich werde sich
in einer Führungsrolle zeigen, als
Anwalt für freie Märkte und freien

Handel. „Großbritannien hat eine ein-
malige Gelegenheit.“ Das Land werde
zwar die EU verlassen, aber die Welt
umarmen. Die Briten hätten beim
Brexit-Votum im Juni für ein „wahr-
lich globales Britannien“ gestimmt.

In Davos schlug May einen versöhn-
licheren Ton an als bei ihrer jüngsten
Brexit-Rede. Hatte sie dabei noch da-
mit gedroht, ihr Land in ein Steuer-
paradies zu verwandeln, lobte sie nun

die wichtige Rolle internationaler In-
stitutionen und ihrer Regeln für Frie-
den und Wohlstand in der Welt. May
warnte zudem erneut vor einer Tren-
nung von der EU im Streit.

Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble sprach sich in Davos gegen
eine „Bestrafung“ Großbritanniens für
den EU-Austritt des Landes aus. Der
Schaden durch den Brexit müsse für
beide Seiten begrenzt werden – für das
Vereinigte Königreich und die EU. Das
von May angestrebte Handelsabkom-
men mit der EU werde sehr schwierig
und dauern. Schäuble warnte vor Mus-
kelspielen: „Wir sollten einander nicht
drohen“, so Schäuble.

EIN NEUES SIEGEL plant Agrarminister
Christian Schmidt. Foto: dpa

Tierwohl
hat Vorrang

Berlin (dpa). Ein neues staatliches
Siegel soll Supermarktkunden zum
Kauf von Fleisch aus besserer Tier-
haltung animieren – die Einführung
dauert aber noch. Es gehe nicht um
ein „Nischen-Luxus-Label“, beton-
te Bundeslandwirtschaftsminister
Christian Schmidt (CSU) zu Beginn
der Agrarmesse Grüne Woche in
Berlin. Er gehe davon aus, dass die
neue Kennzeichnung „im nächsten,
übernächsten Jahr“ in den Laden-
theken sein könne.

Mit dem Label soll Fleisch von
Tieren gekennzeichnet werden kön-
nen, deren Haltungsbedingungen
über dem gesetzlichen Standard
liegen – etwa beim Platz im Stall,
Stroh am Boden oder Spielmöglich-
keiten.

20. Januar
2012 – Die christenfeindliche Isla-

mistengruppe Boko Haram tötet in
der nigerianischen Stadt Kano etwa
185 Menschen.

1992 – Im ersten Mauerschützen-
prozess wird ein ehemaliger DDR-
Grenzsoldat zu dreieinhalb Jahren
Haft verurteilt. Nach einer Revision
wird er später zu zwei Jahren Haft
auf Bewährung verurteilt.

1977 – Jimmy Carter wird als 39.
Präsident der USA vereidigt.

1942 – Auf der Berliner Wannsee-
Konferenz planen die National-
sozialisten die systematische Ermor-
dung der europäischen Juden. dpa

Nato: Mehr Cyberangriffe
Allianz schlägt wegen zunehmender Bedrohung Alarm

Brüssel (AFP). Die Zahl schwerwiegen-
der Cyberattacken auf die Nato ist deut-
lich gestiegen. Im vergangenen Jahr habe
es pro Monat „durchschnittlich 500 be-
drohliche Cyberangriffe“ auf Einrich-
tungen der Nato gegeben, „die ein inten-
sives Eingreifen vonseiten unserer Ex-
perten erforderlich machten“, sagte
Bündnis-Generalsekretär Jens Stolten-
berg der „Welt“. Das sei ein Anstieg von
60 Prozent gegenüber 2015. Die meisten
der Angriffe gingen „nicht von Privat-
personen“ aus, sondern würden „von
staatlichen Institu-
tionen anderer
Länder gespon-
sert“, sagte Stol-
tenberg. Dies sei
aus dem gro-
ßen Ressourcenauf-
wand klar ersicht-
lich. Die Nato woll-
te sich auf Anfrage
nicht zur Herkunft
dieser Angriffe äu-
ßern. Die US-Ge-
heimdienste werfen
Russland Cyber-
angriffe während
des Präsident-
schaftswahlkampfs
zugunsten des nun
gewählten republi-
kanischen Kandi-
daten Donald

Trump vor. China gilt seinerseits insbe-
sondere im Bereich der Cyberspionage als
sehr aktiv. Das Nato-Computernetzwerk
registriert pro Tag über 500 Millionen
verdächtige Vorfälle, die meisten werden
laut einer Sprecherin automatisch regis-
triert und bekämpft. Das Bündnis geht
davon aus, dass es Hackern bisher nicht
gelungen ist, in als geheim oder vertrau-
lich eingestufte interne Nato-Systeme
einzudringen. „In weniger als einer
Handvoll von Fällen“ seien öffentlich zu-
gängliche Webseiten verfälscht worden.

DIE HACKER GEBEN KEINE RUHE: Die Nato registriert immer
mehr Cyberattacken. Foto: dpa

ARD-Vorstoß gegen
Falschnachrichten

München (dpa). Die ARD will künftig
systematisch gegen gefälschte Nachrich-
ten vorgehen. „Fake News sind ein ernst-
zunehmendes und virulentes Thema. Die
ARD beschäftigt sich intensiv mit der
Frage, wie sie sich dagegen wappnen
kann“, sagte gestern ein Sprecher. Über
konkrete Maßnahmen soll im Laufe der
kommenden Woche entschieden werden.
Zuvor hatte das Redaktionsnetzwerk
Deutschland unter Berufung auf den
ARD-Chefredakteur Becker berichtet,
die Sendergemeinschaft überlege, eine
„Anti-Fake-News-Einheit“ aufzubauen,
die in Hamburg bei ARD-aktuell (zu-
ständig für „Tagesschau“ und „Tages-
themen“) angesiedelt sein soll.

Ecowas-Truppen
rücken in Gambia ein
Dakar/New York (dpa). Im Macht-

kampf um die Präsidentschaft in Gambia
hat die Westafrikanische Wirtschaftsge-
meinschaft Ecowas Soldaten in Marsch
gesetzt. Sie sollen den neuen und frisch
vereidigten Staatschef Adama Barrow
unterstützen.

Gestern Abend rückten Ecowas-Trup-
pen aus dem benachbarten Senegal in
Richtung der gambischen Hauptstadt
Banjul vor, berichtete die Agentur Apa-
news. Dort sollte der abgewählte Präsi-
dent Yahya Jammeh, der an der Macht
festhält, zur Aufgabe gezwungen werden.
Der Weltsicherheitsrat hatte zuvor ein-
stimmig dem neuen Staatschef Barrow
seine Unterstützung ausgesprochen.
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